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DAS ELFENBEIN 
MADAGASKARS 
Wie illegaler Rosenholzhandel die Natur bedroht

Der Inselstaat Madagaskar ist vor allem für seine Natur- und Artenvielfalt 
bekannt. Wenige wissen jedoch, dass dort auch das weltweit am stärksten 
illegal gehandelte Naturprodukt beheimatet ist: Rosenholz. Die geschla-
genen Hölzer werden oftmals nach China exportiert, wo sie zu Möbeln 
verarbeitet werden. Korruption und Verflechtung zwischen HolzhändlerIn-
nen und der politischen Ebene erschweren die Unterbindung des Handels 
mit den geschützten Baumarten. Zusätzlich werden AktivistInnen, die sich 
gegen den illegalen Holzeinschlag engagieren, kriminalisiert.   

D ie Auswirkungen der anhal-
tenden illegalen Fällungen 
von Edelhölzern auf der Insel 

sind dramatisch: Zunehmend degra-
dieren die Wälder, endemische Tier-
arten verlieren ihre Heimat und die 
Waldbrandwahrscheinlichkeit steigt. 
Dadurch geht die natürliche Schutz-
funktion für Wasser und Boden verlo-
ren. Bodenerosion und Versteppung 
sind die Folgen. Die im Osten der 
Insel gelegenen Nationalparks ‚Rain-
forests of the Atsinanana‘ sind wegen 
der anhaltenden illegalen Einschläge 
von Edelhölzern seit 2010 als bedroh-
tes UNESCO-Weltnaturerbe klassifi-
ziert. Mittlerweile sind mutmaßlich 
die meisten der verbliebenen Wälder, 
in denen diese Edelhölzer noch vor-

kommen, betroffen – dabei hat Mada-
gaskar schon über 80 Prozent seiner 
Wälder verloren. 

Entgegen geltender Gesetze
Offiziell ist der Einschlag und Handel 
von Bäumen in Madagaskars Natio-
nalparks seit Jahrzehnten verboten. 
Das Verbot umfasst praktisch jeden 
einzelnen Schritt: vom Fällen der 
Stämme, über den Transport bis zum 
Export. Als allerdings im Jahr 2007 
starke Stürme viele Edelholzbäume 
entwurzelten, rief der damalige Prä-
sident Marc Ravalomanana eine Ge-
setzesausnahme aus. Diese legalisierte 
den Export von ‚auf natürliche Weise 
gefallenem‘ Holz. Die Gesetzesaus-
nahme hielt dem nationalen und in-

ternationalen Druck zwar nicht lange 
stand, dennoch beschleunigte sie den 
Handel mit Edelhölzern und führte 
zu einer Vermischung des illegalen 
und legalen Handels. 

2013 nahm das Washingtoner Ab-
kommen über den internationalen 
Handel mit gefährdeten Tier- und 
Pflanzenarten (CITES) madagas-
sische Rosen-, Eben- und Palisan-
derholzarten in ihre Liste bedrohter 
Naturarten auf. CITES versucht seit 
1975 sicherzustellen, dass der Han-
del mit natürlichen Ressourcen und 
Wildtieren empfindliche Ökosysteme 
nicht gefährdet. Seither unterliegt der 
weltweite Handel mit madagassischen 
Edelhölzern nicht nur nationalen, 
sondern auch internationalen Rest-
riktionen. Diese haben allerdings we-
nig bewirkt: Stämme finden weiterhin 
ihren Weg in internationale Häfen, bei 
steigendem Marktwert. Besonders in 
China wird das Edelholz aufgrund 
seiner dunklen, etwas rötlichen Farbe 
für die Herstellung der traditionellen, 
teuren Hongmu-Möbel nachgefragt, 
die als Statussymbol gelten. Ein Bett 
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Die illegalen Fällungen und der Export von Rosenholz sind ein lukratives Geschäft, schädigen den Regenwald auf Madagaskar aber enorm.

https://www.flickr.com/photos/regenwald/34550726842/
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aus Rosenholz kann dort für bis zu 1 
Million Dollar verkauft werden.

Das System der Holzbarone
Für den illegalen Handel müssen die 
HolzschmugglerInnen, die sogenann-
ten Holzbarone, die beschriebenen 
Gesetze und Richtlinien umgehen. 
Sicherheitskräfte und Ranger der 
Nationalparkbehörde, die in den 
Nationalparks und an den Grenzen 
patrouillieren, sind dabei kein Hin-
dernis. Bestechungsgelder liegen 
deutlich höher als die gezahlten Löh-
ne: Umgerechnet bis zu 15 Euro soll 
das Sicherheitspersonal zugesteckt 
bekommen, wenn es einen einzigen 
Stamm über die Grenzen des Na-
tionalparks passieren lässt. Da der 
durchschnittliche Monatslohn in 
Madagaskar bei 31 Euro liegt, ist das 
ein sehr attraktiver Anreiz für die lo-
kale Bevölkerung, den Schmuggel zu 
unterstützen. Hinzu kommt, dass die 
Naturschutzparks oftmals weitläufig 
und abgelegen sind, sodass ein wirk-
samer Schutz der Parkgrenzen prak-
tisch nicht zu gewährleisten ist. Das 
meiste illegal geschlagene Edelholz la-
gert derzeit in versteckten Holzlagern 
privater HändlerInnen. Dort können 
die Stämme nicht von Zählungen und 
Verifizierungen erfasst werden, die 
den Verkauf erschweren. Die Insel ver-
lassen die Edelhölzer meist mithilfe 
weiterer Bestechungsgelder in Trans-
portcontainern auf Schiffen, welche 
häufig für Vanille und andere legal 
exportierbare Güter zertifiziert sind. 

Strafen für AktivistInnen  
statt SchmugglerInnen
Viele Nichtregierungsorganisationen 
(NGOs) betonen, dass die Verflech-
tung der Holzbarone bis tief in die 
politische Elite Madagaskars hinein-
reichen. Aufgrund dessen müssen die-
se bisher wenig Sorge vor möglicher 
Strafverfolgung haben. Zwar richtete 
die Regierung im August 2018 ein 
Sondergericht ein, um den Edelholz-
handel einzudämmen  – inwieweit 
dieses tätig wird, ist noch abzuwar-
ten. KritikerInnen monieren, dass das 
Strafrechtssystem oftmals eingesetzt 
wird, um AktivistInnen einzuschüch-
tern, anstatt ihr Recht auf freie Mei-
nungsäußerung zu schützen und die 
Hinterleute des illegalen Holzhandels 
zur Verantwortung zu ziehen. Daher 
kämpfen die meisten AktivistInnen 
außerhalb politischer Netzwerke für 
die Unterbindung des illegalen Han-
dels  – oftmals mit weitreichenden 
Folgen: Clovis Razafimalala, einer 

der bekanntesten Umweltschützer 
Madagaskars, hatte die Regierung 
aufgefordert, HolzschmugglerInnen 
strafrechtlich zu verfolgen. Dafür 
wurde er massiv von den Handlan-
gern der Holzbarone unter Druck 
gesetzt, die versuchten, ihn durch 
Bestechungsgelder und Morddro-
hungen zum Schweigen zu bringen. 
Zudem wurde er nach einem Schein-
prozess zu einer mehrjährigen Haft-
strafe verurteilt und kam nur durch 
großen internationalen Druck nach 10 
Monaten wieder frei. Aufgrund dieses 
und weiteren Fällen sprechen einige 
Stimmen von einer „Kriminalisierung 
des Staates“, worunter die Auflösung 
der Grenzen zwischen organisierter 
Kriminalität und Staatsmacht zu ver-
stehen ist. Als ein Signal gegen den 
Holzschmuggel fordern wiederholt 
zahlreiche Fachleute von der seit Ja-
nuar 2019 amtierenden Regierung 
das Verbrennen aller noch gelagerten, 
abgeholzten Edelholzbestände, die in 
den letzten Jahrzehnten konfisziert 
wurden. Zu dieser Maßnahme griffen 
zuletzt wieder Regierungen in Kenia 
(2016) und in Gabun (2018), um den 
illegalen Handel mit in diesen Fällen 
Elfenbein einzudämmen. 

Stärkung der Zivilgesellschaft  
als Entwicklungschance
Einfache Lösungen zum Schutz der 
Edelhölzer auf Madagaskar gibt es 
keine. Auch wenn viel Geld in neuere 
Überwachungstechnologien gesteckt 
werden würde, würde dies nicht die 
finanziellen Anreize des illegalen 
Edelholzhandels beseitigen. Dabei 
wäre es zentral, vor Ort den Fluss 
von Bestechungsgeldern, gefälsch-
ten Zertifikaten, Einschüchterungen 
gegen AktivistInnen zu stoppen sowie 
die Strafverfolgung deutlich zu stär-
ken. Dazu könnte die Unterstützung 
von Anti-Korruptionsinstitutionen, 
wie dem Bureau indépendant anti-
corruption (BIANCO), angedacht 
werden. BIANCO setzt sich für Prä-
ventivmaßnahmen gegen Korruption 
ein, hat aber auch das Mandat, bei 
Verdachtsfällen ermittelnd vorzu-
gehen. Die Abschaffung der Beste-
chungsmöglichkeiten im öffentlichen 
und privaten Sektor stellt dabei eine 
der größten Herausforderungen dar.

Viele zivilgesellschaftliche Akteu-
rInnen fordern mehr Engagement 
von (internationalen) GeberInnen, 
wie dem deutschen Bundesministe-
rium für wirtschaftliche Zusammen-
arbeit und Entwicklung (BMZ). Das 
BMZ steht vor der Herausforderung, 

dass seine Unterstützung mit der ma-
dagassischen Regierung abgestimmt 
werden muss. Gleichzeitig erfordert 
der Kampf gegen den illegalen Edel-
holzhandel auch die Unterstützung 
nichtstaatlicher AkteurInnen, die 
staatlichen Stellen gegenüber sehr 
kritisch eingestellt sind. Insbesondere 
die Zivilgesellschaft, die lokalen Me-
dien sowie die dezentralen Gebiets-
körperschaften können eine entschei-
dende Rolle bei der Überwachung der 
Einhaltung von Gesetz und Ordnung 
spielen. Nach Angaben der Alliance 
Voahary Gasy (AVG) entfallen nur 5 
Prozent des nationalen Budgets auf 
die ländlichen Gemeinden, sodass sie 
ihrer Kontrollfunktion vor Ort, insbe-
sondere in den Nationalparks, wegen 
chronischer Unterfinanzierung nicht 
nachkommen können. Die AVG setzt 
sich aus Mitgliedsorganisationen der 
madagassischen Zivilgesellschaft im 
Umweltsektor zusammen, die eine 
nachhaltige und verantwortungsvol-
le Bewirtschaftung der natürlichen 
Ressourcen etablieren möchten. Sol-
che kritischen, unabhängigen NGOs 
sind noch ein Mangel in Madagaskar, 
wohl auch, da solch Engagement zu 
einem persönlichen und beruflichen 
Risiko werden kann.

Einige UmweltaktivistInnen ver-
suchen, den lokalen AnwohnerInnen 
von Naturschutzgebieten Verdienstal-
ternativen zu bieten und die Bedeu-
tung des Waldes zu verdeutlichen. 
Für diese Aufklärungsarbeit kann 
die Förderung des Radios und der 
Presse zentral sein, die auch abgele-
gene Dörfer und Gemeinden im Land 
erreichen: Madagaskar belegt in der 
Rangliste der Pressefreiheit internati-
onal den 57. von 179 Plätzen, was von 
einer kritischen und weitgehend un-
abhängigen Berichterstattung zeugt. 
Statt die Verantwortung für den Um-
weltschutz ausschließlich über die 
Regierung zu fördern, könnte durch 
die direkte Stärkung der Zivilbevöl-
kerung und der Presse neue effektive 
Unterstützung angeboten werden – 
so dass auch noch die kommenden 
Generationen in Madagaskar von der 
Naturvielfalt ihres Landes profitieren 
können. 
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